Die Aufteilung der Archive bei
Staatensukzession oder

Gebietsverschiebung

Anhand der Auflésung der CSFR, der Griindung des
Kantons Jura und des Ubertritts des Bezirks Laufen

Béla Marani

Was geschieht mit den Archiven eines Staates, wenn dieser Teile seines Gebietes
verliert oder der Staat untergeht? Nach dem Zusammenbruch des Ostblocks und
dem Untergang der DDR, der Tschechoslowakei, der Sowjetunion und Jugoslawi-
ens riickten die Archivteilungen und -abkommen in den Fokus der Forschung. Die
Wiener Konvention iiber Staatennachfolge in Vermdgen, Archive und Schulden
vermittelt theoretische Empfehlungen, die jedoch der Praxis in Bezug auf die Tei-
lung der Staatsarchive nur bedingt standhielten. Die Problematik der Teilung
der Staatsarchive wird anhand dreier ausgewdhlter Beispiele, der Auflésung der
Tschechischen und Slowakischen Foderativen Republik, der Griindung des Kan-
tons Jura und dem Ubertritt des Bezirks Laufental vom Kanton Bern zum Kanton
Basel-Landschaft untersucht. Hierzu mochte diese Arbeit einen Beitrag leisten, in-
dem sie die Grundsdtze und Losungen fiir den Abschluss eines Archivabkommens
evaluiert.

Qu'advient-il des archives d'un Etat lorsque celui-ci perd des parties de son terri-
toire ou que 'Etat disparait ? Aprés l'effondrement du bloc de I'Est et la disparition
de la RDA, de la Tchécoslovaquie, de l'Union soviétique et de la Yougoslavie, l'at-
tention des chercheurs s'est portée sur les répartitions et les accords en matiére
d'archives. La Convention de Vienne sur la succession d'Etats dans les domaines
des biens, des archives et des dettes fournit des recommandations théoriques, qui
n'ont toutefois que partiellement résisté a la pratique en ce qui concerne le par-
tage des archives d'Etat. La problématique de la répartition des archives d'un Etat
est examinée a l'aide de trois exemples choisis, a savoir la dissolution de la Répu-
blique fédérale tchéque et slovaque, la création du canton du Jura et le transfert
du district de Laufon du canton de Berne au canton de Bale-Campagne. Ce tra-
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vail souhaite contribuer au débat en évaluant les principes et les solutions pour la
conclusion d'un accord sur les archives.

What happens to a state's archives when it loses parts of its territory or the state
itself disappears? After the collapse of the Eastern bloc and the disappearance
of the GDR, Czechoslovakia, the Soviet Union and Yugoslavia, researchers turned
their attention to the distribution of and agreements on archives. The Vienna Con-
vention on Succession of States in respect of Property, Archives and Debts provides
theoretical recommendations, which, however, have only partially been applicable
in practice with regard to the division of State archives. The problem of the dis-
tribution of state archives is examined using three selected examples, namely the
dissolution of the Czech and Slovak Federal Republic, the creation of the canton
of Jura and the transfer of the district of Laufental from the canton of Bern to the
canton of Basel-Landschaft. This article aims to contribute to the debate by assess-
ing the principles and solutions for concluding an agreement on archives.

1 Archive und die Staatensukzession

1.1 Einleitung

In Europa begann der Dekolonisierungsprozess mit dem Untergang des Viel-
voOlkerstaates C)sterreich-Ungarn, des Osmanischen Reiches und des Russischen
Reiches nach dem Ersten Weltkrieg, als die Selbstbestimmung der Volker zur
Grindung neuer Staaten in Mittel-, Ost- und Stideuropa sowie im Baltikum
fihrte. Zudem fihrte die Nachkriegsordnung von 1945 zur Annektierung der
baltischen Ladnder und der Ukraine durch die Sowjetunion und wéhrend vier
Jahrzehnten zur Bildung von zwei einander politisch und militédrisch feindlich
gesinnten Bldcken. Der politische und gesellschaftliche Umbruch begann sich
nach 1989 mit dem Zerfall des ehemaligen Ostblocks abzuzeichnen.

Ein Teil dieses Prozesses war das Wiedererwachen des unterdriickten
Nationalbewusstseins und die Polarisierung ethnischer und religidser Bevolke-
rungsgruppen. Die separatistischen Bestrebungen und die Selbstbestimmung
der frither zu einem Staat vereinten Volker nahmen wahrend der 90er Jahre zu
und fihrten zur Entstehung von neuen Staaten in Mittel-, Siid und Osteuropa
und im Baltikum. Bei einer Staatensukzession' werden Vermogen, Schulden
und Archive geteilt. Um den reibungslosen Ubergang und das staatliche Han-
deln bei den Nachfolgestaaten zu sichern, war es massgebend, die Rechtssicher-
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heit und Kontinuitét der hdngigen und abgeschlossenen Geschéfte zu gewéahr-
leisten und eine effiziente Verwaltungsfiihrung aufzubauen. Dazu trugen die
Verwaltung und die Staatsarchive bei.

Die vereinbarten Grundsitze der Teilung der Registraturen, der Zwi-
schenarchive und der Endarchive (weiter Archive) bei einer nationalen, sub-
nationalen und einer partiellen Staatensukzession werden in diesem Artikel an
drei ausgewdhlten Beispielen untersucht. Der Schwerpunkt der Untersuchung
der Archivteilungen liegt bei der Auflésung der Tschechischen und Slowaki-
schen Féderativen Republik (weiter CSFR) 1993, bei der Griindung des Kantons
Jura 1979 und beim Ubertritt des Bezirks Laufental zum Kanton Basel-Land-
schaft 1994.

Die Grundsatze, Vereinbarungen und Archivabkommen hingen oft von
politischen, legislativen und kulturellen Umstdnden bei einem Staatenzerfall
ab. Es gibt aber Ansatze und Losungen, die bei jeder Archivteilung vorkommen.
Auf diese Gemeinsamkeiten wird in diesem Beitrag vertieft eingegangen und ei-
ne Beurteilung vorgenommen. Als Ausgangsthese wird postuliert, dass Archive
eine wichtige Rolle bei der Sicherung der Rechtsstaatlichkeit und der Demokra-
tie von Nachfolgestaaten spielen und die Kontinuitat und Transparenz der Ver-
waltungstatigkeit gewéhrleisten.

Die Digitalisierung der Archivbestdnde und das E-Government eréffnen
friher nie gekannte Mdéglichkeiten, die in Zukunft beim Abschluss eines Archiv-
abkommens zwischen dem Vorgangerstaat und dem Nachfolgestaat berticksich-
tigt werden miissen. Die Nichtaufteilung der Archive von (foderalen) staatli-
chen Behorden, die Errichtung einer gemeinsamen Institution, zum Beispiel
mittels des Rechtsstatus einer Stiftung, die Realisierung gemeinsamer Digitali-
sierungsprojekte oder die Gewahrleistung des Zugangs via E-Government, sind
Beispiele einer Good Governance-Strategie im Bereich der Staatsarchive, um
den Biirgern und der Forschung der Nachfolgestaaten den Zugang zum Schrift-
und Archivgut aus der gemeinsamen fritheren Zusammengehorigkeit ermogli-
chen zu kénnen.

1  Staatensukzession (Staatennachfolge) bedeutet Ersetzung eines Staates durch einen
anderen in der Verantwortlichkeit fiir die internationalen Beziehungen eines Terri-
toriums. Die volkerrechtliche Begriffserklarung basiert auf der Wiener Konvention
von 1983 in der Ubersetzung von Poeggel, Meissner: Staatennachfolge.
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1.2 Ausgangslage

Der Fokus der Forschung iiber das Thema der Staatensukzession steht in Ver-
bindung mit dem Ende des Kalten Krieges in Europa. Dies hadngt vor allem mit
dem Untergang der DDR, der Tschechoslowakei, der Sowjetunion und von Jugo-
slawien zusammen. Theodor Schweisfurth erldutert die Folgen der Teilung von
Jugoslawien, der Sowjetunion und der Tschechoslowakei. Entscheidend fiir die
Anerkennung der Staatensukzession ist, ob der Vorgangerstaat untergeht oder
in veranderter Form fortbesteht.”

Der Umgang mit der Teilung der Archive, die zu regelrechten Symbolen
der Selbstbestimmung der Volker geworden sind, kann zu einer harten Aus-
einandersetzung fiihren. Die Rolle der Archive im Sukzessionsfall analysieren
Michael Silagi, Thomas Fitschen und Yves Huguenin-Bergenat. Die Autoren be-
rucksichtigen in ihren Ausfihrungen die Wiener Konvention iiber die Staaten-
nachfolge in Vermogen, Archiven und Schulden von 1983. In einer Wiirdigung
der Wiener Kodifikation kommt Michael Silagi zum Schluss, dass eine generelle
Regelung der Teilung der Archivbestdnde «vor Eintritt des Nachfolgetatbestan-
des» kaum moglich ist. Die Zuordnung des Archivguts des Vorgangerstaates er-
folgt nach dem Betreffsprinzip.’

Thomas Fitschen untersucht die Staatennachfolgepraxis bei der Ausliefe-
rung von Akten und Archiven vom Ersten Weltkrieg bis in die 90er Jahre des
20. Jahrhunderts und schlussfolgerte, dass der Begriff Archive in verschiedenen
Kodifikationen ein Sammelbegriff jeglicher Art ist. Michael Silagi hinterfragt die
Auswirkungen der Staatensukzession und die Konsequenzen eines Staatsunter-
gangs durch das Volkerrecht. In seiner Schlussfolgerung «stellen Archive eine
Kategorie sui generis unter den Aktiva eines Staates dar. Ihre Sonderbehand-
lung neben dem tibrigen Vermogen bei der Kodifikation der Staatennachfolge
erweist sich bei den geschilderten Zerfallsprozessen als durchaus gerechtfer-
tigt».*

Die spezifischen Grundsitze und detaillierten Bestimmungen einer Tei-
lung der Archivbestinde sind in Archivabkommen und des Schriftguts in se-
paraten Vereinbarungen festgehalten. Die Protokolle der Verhandlungsdelega-

2 Zur Grindung und Entstehung neuer Staaten Hammer, Staatennachfolge; Schweis-
furth, Recht; zu Prazedenzfillen der Aufnahme eines Staates in eine anderen Staats-
verband Dérr, Inkorporation.

3 Silagi, Staatennachfolge, S. 63.

4  Silagi, Staatsuntergang, S. 267-287, Zitat S. 287.
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tionen zwischen der Tschechischen Republik und der Slowakischen Republik
sind gemadss Mitteilung des Nationalsarchivs in Prag wegen der Schutzfrist von
30 Jahren bisher nicht zugadnglich, weshalb als Ausgangsbasis fiir diese Unter-
suchung die Verfassungsgesetze, Gesetze und Abkommen dienen, in denen die
Grundsitze und einzelne Fragen der Archivteilungen der CSFR geregelt wur-
den. Diese Bestimmungen konnten durch Erfahrungsberichte der Mitglieder
der Archivdelegationen erginzt werden. Die tschechische Sicht der Teilung des
Schrift- und Archivguts der CSFR vermitteln die Berichte von Jan Frolik, Juli-
us Baldz, Lenka Linhartova und die slowakische Sicht Jan Spiritza.” Maya Her-
tig analysiert den historischen, politischen und rechtlichen Kontext der Aufl6-
sung der Tschechoslowakei in Bezug auf die Ursachen und verfahrensrechtliche
Aspekte des Auseinanderfallens und kommt zum Schluss: «Angesichts der star-
ken 6konomischen Verflechtungen zwischen der Tschechischen und der Slowa-
kischen Republik setzten beide Ziele vor allem in eine enge wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit zwischen den beiden Nachfolgestaaten voraus.» Einen Uberblick
uber die rechtlichen Grundlagen und verabschiedeten Gesetze, um den Aufl6-
sungsprozess einzuleiten, findet man bei Mahulena HoSkova und Vaclav Mikul-
ka.’ In der deutschsprachigen Literatur zum Thema der Archivteilung der CS-
FR wird diese allgemein als konstruktiv und als einvernehmlich geldst wahrge-
nommen.’

In Bezug auf die Teilung des Vermdgens zwischen dem Kanton Bern und
dem Kanton Jura ist die Publikation von Urs Kohli grundlegend, der im Auftrag
des Kantons Bern als Unterhdndler direkt an den Verhandlungen teilnahm und
die Vereinbarungen und einzelne Abkommen vorbereitete.® Einer der Griinde
fiir den Kantonswechsel war «die politische Aussenseiterrolle des Laufentals im
Kanton Bern». In der Publikation «Lehrbldtz Laufental» sind die Hintergriin-
de und Skandale um die Laufentaler Abstimmungen erldutert. Zudem sind in
einer Auswahl Protokolle, Vereinbarungen und Gesetze vertffentlicht, die das
Selbstbestimmungsverfahren und den Ubertritt des Laufentals zum Kanton Ba-
sel-Landschaft dokumentieren.” Grundlegend fiir die Untersuchung der Archiv-

5 Frolik, Rozdéleni; BaldZ, Archivni rozluka; Linhartov4, Rozluka; Spiritza, Deli-
mitécia.

6  Hertig, Auflosung, S. 505; HoSkov4d, Selbstauflosung; Mikulka, Dissolution.

7 Silagi, Staatennachfolge, S. 69-70.; Silagi, Staatsuntergang, S. 278; Fitschen, Archive,
S. 309. Nach Hertig, Auflésung, S. 459, waren Armeeeinrichtungen, foderale Anstal-
ten und Staatsarchive als besonders umstrittene Vermogenswerte aus den allgemei-
nen Grundsétzen fir die Teilung des Staatsvermogens (Territorialprinzip, Per Capi-
ta 2:1) ausgenommen.

8  Kohli, Die vermogensrechlite Auseinandersetzung; zur Jurafrage Hauser, L'aventure
du Jura; Pichard, La question jurassienne; Moser, Jurakonflikt.

9  Cueni- Auer, Lehrblitz Laufental; Buser, Beschliisse.
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frage im Falle des Kantons Jura und des Laufentals sind die Unterlagen zu den
beiden Archivteilungen im Staatsarchiv des Kantons Bern (StABern), die den
Verlauf und die Hintergriinde der Verhandlungen detailliert erlautern.

2 Die Auflésung der CSFR und die Archive

2.1 Die Rechtsgrundlagen

Der Ausléser fiir die Staatstrennung waren die Ergebnisse der Parlamentswah-
len vom Juni 1992. In der Teilrepublik Slowakei gewannen die nationalistischen
und separatistischen Kréfte die Wahlen und trieben die Abtrennungsbestrebun-
gen voran. Die Verabschiedung der Unabhéngigkeitsdeklaration der Slowakei
erfolgte am 17. Juli 1992 durch den Slowakischen Nationalrat, das heisst durch
das Parlament der Slowakischen Republik als Teilrepublik der Tschechischen
und Slowakischen Foderativen Republik (CSFR). In den sechs Monaten von Juni
bis Dezember 1992 wurde der Prozess einer Staatensukzession eingeleitet, um
die Verfassung, Gesetze und Abkommen zur Teilung des Staatsvermdgens der
Foderation vorzubereiten und abzuschliessen.

Die entscheidende Grundlage fiir die Auflésung des gemeinsamen Staates
war die Verabschiedung des Teilungs- und Auflgsungsgesetzes vom 13. Novem-
ber 1992. Die Schliisselfrage war die Aufteilung des Vermoégens der Foéderation
und die Festlegung der Grundsatze zwischen der Tschechischen Republik und
der Slowakischen Republik." Als Grundsatz der Vermdgensteilung kam das Ter-
ritorialprinzip zur Anwendung fiir alle Immobilien, die sich auf dem Territori-
um der jeweiligen Teilrepublik befanden.'' Der zweite Grundsatz wurde die Be-
volkerungszahl der Tschechischen Republik und der Slowakischen Republik im
Verhéltnis 2:1 auf die Kapitaleinlagen der CSFR angewendet. Der Stichtag der
Auflésung der CSFR wurde auf den 31. Dezember 1992 festgelegt und die Nach-
folgestaaten als Tschechische Republik und Slowakische Republik bezeichnet.
Die Kompetenzen des ehemaligen Staates gingen auf die Nachfolgestaaten tiber.
Die foderalen Staatsorgane, deren Streitkrafte und bewaffnete Sicherheitsorga-
ne wurden aufgelost.

10 Ustavni zdkon o déleni majetku Ceské a Slovenské Federativni Republiky mezi
Ceskou republikou a Slovenskou republikou a jeho prechodu na Ceskou republiku a
Slovenskou republiku, Sh. CSFR Nr. 110, in Kraft getreten am 08.10.1992.

11 Zusammenfassend Hertig, Auflosung, S. 347-381.
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Die Auflésung der CSFR als Vélkerrechtssubjekt war eine Dismembration,
die durch die Sezession der Slowakischen Teilrepublik ausgeldst wurde.'” Die
CSFR hérte auf zu existieren und ihre Nachfolgestaaten waren sowohl die
Tschechische als auch die Slowakische Republik. Keiner der Nachfolgestaaten
war territorial oder rechtlich mit dem Vorgangerstaat identisch.

2.2 Die Teilung der Archive

Mit der Anderung der Verfassung und der Entstehung der Foderation 1969
gehorte das Archivwesen in die Kompetenz des Ministeriums des Innern der
Tschechischen und Slowakischen Republik. In beiden Archivgesetzen der Teil-
republiken wurde festgelegt, dass Archivgut der foderalen Behérden, die ihren
Sitz in der Tschechischen oder Slowakischen Teilrepublik haben, nach dem Pro-
venienzprinzip im Staatlichen Zentralarchiv in Prag und im Slowakischen Na-
tionalarchiv in Bratislava aufzubewahren waren.

Eine selbststandige Gruppe bildeten spezialisierte Archive. In diese Grup-
pe der Archive gehorten zum Beispiel das Archiv des Nationalmuseums, der
Akademie der Wissenschaften, von Fernsehen und Rundfunk, des Museums der
Nationalliteratur, der Universitdten und Hochschulen, der Prager Burg und der
Prisidentenkanzlei.”

Der Artikel 7 des Teilungsgesetzes enthielt jedoch nur eine allgemeine Be-
stimmung uber das Schriftgut, Archive, Bestinde der Sicherheitsbehérden und
die Dokumentation betreffend des industriellen und kulturellen Erbes der CS-
FR, die gemaéss Artikel 2 mit dem Vermdgen auf die entsprechenden staatlichen
Behorden oder Organisationen des jeweiligen Nachfolgestaates iibergingen.'*
Der Ausgangspunkt der Archiv- und Schriftgutteilung waren vier Grundsatze:
das Provenienzprinzip und die Unzerstorbarkeit fiir das Archivgut, das Territo-
rialprinzip fir das Schriftgut, die Bewahrung der Einheit der foderalen Archi-
ve und der Stichtag der Teilung am 31. Dezember 1992. Ausnahmen bildeten
geschlossene Dokumentengruppen in den Registraturen, die ausschliesslich das
Territorium der Tschechischen Republik oder der Slowakischen Republik betra-
fen. Zu den beim Aktenbildner verbliebenen Schriftgut erhielten die Nachfolge-

12 Schloh, Dismemberment, S. 124-126; Dismembration bedeutet Zerfall eines Vorgén-
gerstaates in mehrere neue Staaten. Sezession (Abtrennung) bedeutet Loslosung ei-
nes Teils eines bestehenden Staates. 3

13 Die Aufzdhlung der spezialisierten Archive im Gesetz liber das Archivwesen CNR Nr.
Q7/1974 Sb., Art. 24 und SNR Nr. 1V49/1975, Art. 26.

14 Ustavni zadkon o déleni majetku Ceské a Slovenské Federativni Republiky mezi
Ceskou republikou a Slovenskou republikou a jeho pfechodu na Ceskou republiku a
Slovenskou republiku, Sh. CSFR Nr. 110.
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behorden den Zugang und den Anspruch auf Kopien. Die Probleme bei der Ab-
grenzung der Registraturen wurden regelmassig besprochen. Zudem verpflich-
tete sich die Slowakei, neue Archive fiir das Verteidigungsministerium und das
Amt fiir Auswirtige Angelegenheiten einzurichten."

Nach der Auflosung der CSFR traffen sich die Archivdelegationen im Ja-
nuar 1993 in Prag, um die Bestimmungen der Ubergabe der Archivbestinde
im Detail zu regeln. 1. Die Inventare der erschlossenen Bestdnde ersetzen die
Ubergabeprotokolle. 2. Die Ubergabeprotokolle der nicht erschlossenen Bestin-
de enthalten Namen des Bestands, Zeitraum und Anzahl der Archivschachteln.
3. Die Ubergabeprotokolle wurden in vier Exemplaren erstellt, wovon je eins
das Vorganger- und Nachfolgearchiv erhielt und je eins die Archiverwaltung
des Ministeriums des Innern in Prag und in Bratislava."®

Die Teilung der Registraturen war in der Verantwortung des jeweiligen
foderalen Aktenbildners. Die Anweisung war, eine Kommission zur Teilung der
Registratur beim entsprechenden Amt in der Tschechischen und Slowakischen
Republik zu bilden, eine Vereinbarung iiber die Nutzung und den Zugang fiir
die Mitarbeiter der slowakischen Behorden zu den Registraturen und eventuell
den Zwischenarchiven abzuschliessen und den Transport des Schriftgutes, das
der Slowakei iibergeben werden sollte, zu organisieren."”

Die Vereinbarungen beziglich des Archivs der Prasidentenkanzlei be-
inhalten die uneingeschrankte Akzeptanz des Provenienzprinzips. Keine Doku-
mente mit Bezug zur Slowakei wurden zuriickgegeben. Der neu gegrindeten
Prasidentenkanzlei und dem Archiv des Présidenten der slowakischen Republik
wurde es jedoch ermdglicht, entsprechende Dokumente uneingeschrankt zu ko-
pieren."

Das Archiv der Foderalen Versammlung wurde von der Kanzlei der Abge-
ordnetenkammer des tschechischen Parlaments tibernommen. Auch hier funk-
tionierte die Zusammenarbeit mit der Kanzlei des Slowakischen Nationalrates
problemlos und der Grundsatz des Provenienzprinzips wurde umgesetzt. Die
zur Verfiigung gestellten Findmittel ermdglichten es, die slowakischen Doku-
mente herauszusuchen und zu kopieren."

15 Linhartovd, Rozluka, S. 402-403.

16  Zum Verlauf der Verhandlungen Linhartova, Rozluka, S. 402-404.

17 Zusammenfassend zur Teilung der Verwaltungsarchive Spiritza, Delimitécia, S.
16-25.

18 Spiritza, Delimitdcia, S. 14-15, 18-24.

19 Spiritza, Delimitacia, S. 15-16; Linhartovd, Rozluka, S. 404.
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Die Archivteilung auf der foderalen Ebene erfolgte beim Archiv des Fo-
deralen Ministeriums des Innern, des Verteidigungsministeriums und dem Amt
fiir Auswartige Angelegenheiten. Diese Archive wurden aus dem foderalen Bud-
get finanziert und gehérten in die Vermégensausscheidung der CSFR. Aus dem
Amt fir Auswaértige Angelegenheiten wurden die Archivbestdnde der slowa-
kischen Provenienz als Ganzes iibergeben. Bei den Mischbestinden wurde es
den slowakischen Amtsvertretern ermoglicht, kostenlos Dokumente zu kopie-
ren. Die entsprechenden Dokumente wurden in die slowakische Botschaft in
Prag gebracht, wo eine spezialisierte Stelle fiir einen Mitarbeiter des Archivs
des slowakischen Auswartigen Amtes errichtet wurde.”

2.2.1 Das Archiv des Foderalen Ministeriums des Innern

Im Jahr 1966 wurde das Zentralarchiv des Ministeriums des Innern gegriindet,
das nach der Entstehung der Foderation 1969 ins Archiv des tschechischen, slo-
wakischen und des Foderalen Ministeriums des Innern geteilt wurde. Das Fo-
derale Archiv hatte eine Sonderstellung geméss Archivgesetz und tbernahm
gleichzeitig die Funktion eines Zwischenarchivs. Daher war es moglich, dort
nicht archivwirdige Dokumente bis zum Ablauf der Kassationsfrist aufzube-
wahren.”’ Im Archiv des Féderalen Ministeriums des Innern wurden zudem
die Personaldossiers des tschechischen Ministeriums des Innern, der Staatssi-
cherheitsbehorden, des Innen- und Aussennachrichtendienstes, der Staatspoli-
zei, der Grenzpolizei und -wache und der bewaffneten Truppen des Ministeri-
ums des Innern von 1939 bis 1990 aufbewahrt.

Im September 1992 wurde eine Kommission fiir die Vorbereitung der Tei-
lung der Archive, Evidenzkartotheken und Erkenntnisbestinde gegriindet, in
der die Archivare des foderalen, tschechischen und slowakischen Ministeriums
des Innern vertreten waren. Die Kommissionsmitglieder schlugen vor, die Ar-
chivbestande als Einheit zu bewahren und diese nach dem Provenienzprinzip
dem entsprechenden Archiv des Ministeriums des Innern der Tschechischen
Republik und des Ministeriums des Innern der Slowakischen Republik anzu-
schliessen und die Mischbestdnde des foderalen Archivs nach 1. Januar 1993
aufzuteilen. Vertraglich sollte der Zugang zu Dokumenten und die Mdglichkeit
von Fotokopien fiir beide Parteien gewihrleistet sein.”> Ausgenommen waren

20 Linhartova, Rozluka, S. 404.

21  Wenn das Verteidigungsministerium, das Ministerium des Innern und die Nachrich-
tendienste kein Zwischenarchiv errichtet hétten, hitte das entsprechende Endar-
chiv diese Aufgabe tibernehmen miissen. Diese Bestimmung fand auch Eingang ins
Archivgesetz der Tschechischen Republik Nr. 499/2004, § 53, Art. 2b.
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die Archivbestdnde der Nachrichtendienste, deren Aufteilung in einem separa-
ten Abkommen geregelt wurde.

Die Teilung des Archivs des Foderalen Ministeriums des Innern imple-
mentierte die vereinbarten Grundséatze wie das Provenienzprinzip, den Zugang
zu den Bestdnden fir die Mitarbeiter des Archivs und des Ministeriums des
Innern der Tschechischen Republik und Ministeriums des Innern der Slowa-
kischen Republik und die Erstellung von Kopien der Dokumente. Detaillierter
ausgearbeitet waren die Bestimmungen zu den Mischbestdnden, die aus der Ta-
tigkeit der Sicherheitshehdrden stammten und zahlreiche Personaldossiers und
Evidenzkarten mit schutzrelevanten Daten beinhalteten.

2.2.2 Militarhistorisches Archiv

Die Verteidigung der CSFR lag in der Kompetenz des Foderalen Verteidigungs-
ministeriums. Das Militdrhistorische Archiv in Prag war fiir die Aufbewahrung
des Archivguts der tschechoslowakischen Armee zustdndig. Die vereinbarten
Grundsatze zur Teilung der Archivbestdnde und des Schriftguts waren das Pro-
venienzprinzip, die Bewahrung der Einheit der Archivbestdnde und die Rege-
lung der Nutzung und des Zugangs zum Archivgut fiir beide Nachfolgestaaten.”

Die Archivbestinde wurden in drei Gruppen aufgeteilt. In der ersten
Gruppe blieben die Archivalien im Militdrhistorischen Archiv in Prag, in der
zweiten Gruppe war es notwendig, nach der Durchsicht der Archivalien die Pro-
venienz zu bestimmen, und in der dritten Gruppe waren die umstrittenen Ar-
chivhestéinde,24 bei denen individuell Uber die Rickgabe entschieden wurde.
Zudem wurde der gegenseitige Austausch von Kopien der im jeweiligen militar-
historischen Archiv aufbewahrten Dokumente bis 1997 vereinbart.

Zum Abschluss der Teilung der Archive der tschechoslowakischen Armee
kam es aus zwei Griinden auf der tschechischen Seite erst 2005. Dies waren
die Reorganisation des Militarhistorischen Archivs im Jahr 1999 und die Uber-
schwemmung 2002 in Prag, die zu grosseren Verzogerungen in der Umsetzung
der Archivteilung fithrten.”

22 Frolik, Rozdéleni, S. 8.

23 Protokol o rozdéleni archivnich fondd a spisovych celki Ceskoslovenské armady a
jejich spole¢ném vyuZzivéani, 136/1995 Sh., 26.10.1995.

24  Baladz, Archivni rozluka, S. 89-90.

25 Linhartovd, Rozluka, S. 405.

Informationswissenschaft: Theorie, Methode und Praxis, Bd. 8 (2024) — 10.18755/iw.2024.5
Dieser Artikel ist lizenziert unter einer Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz


https://doi.org/10.18755/iw.2024.5

Die Aufteilung der Archive bei Staatensukzession oder Gebietsverschiebung 49

2.3 Fazit

Nach der Wende in den 90er Jahren spielten schweizerische Archivare eine
wichtige Rolle bei der Reorganisation des Archivwesens und der Ausarbeitung
neuer Archivgesetze in den Landern des ehemaligen Ostblocks. Die Beratungs-
missionen wurden vom Schweizerischen Bundesarchiv als Entwicklungspro-
jekte organisiert und von der Direktion fiir Entwicklung und Zusammenarbeit
finanziert. Eine Beraterrolle bei der Durchfithrung der Archivteilung zwischen
der Tschechischen Republik und der Slowakischen Republik ibernahm der Ber-
ner Staatsarchivar Dr. Karl F. Walchli, der in Prag und Bratislava seine Erfah-
rungen aus den Archivteilungen mit den Kantonen Jura und Basel-Landschaft
vermittelte.

Generell wurde eine pragmatische Vorgehensweise bei der Schrift- und
Archivgutsteilung gewdhlt, um die spezifischen bilateralen Vereinbarungen
dem Gegenstand und der Materie der jeweiligen foderalen Behdérde anzupas-
sen. Das Provenienzprinzip und die Einheit der Archivbestinde waren Grund-
satze flr die Teilung der Archive der drei foderalen Ministerien. Die Bestdnde
der slowakischen Provenienz wurden iibergeben und die Mischbestdnde nach
eingehender Abklarung der Provenienz ausgesondert und uUbergeben. Der Zu-
gang und die Nutzungsbedingungen wurden spezifisch nach den Archivbestan-
den geregelt, wobei die Archivgesetze des jeweiligen Staates respektiert wur-
den. Das Aushédndigen von entsprechenden Teilen der Registraturen oder das
Kopieren der Akten erfolgte nach dem Territorialprinzip. Der Zugang und die
Nutzung wurden in separaten Vereinbarungen zwischen den Aktenbildern bei-
der Nachfolgestaaten geregelt. Die Zwischenarchive blieben mehrheitlich beim
Aktenbildner. Was die Registraturen und Zwischenarchive betrifft, kann man
aufgrund der noch nicht zugénglichen Protokolle und Vereinbarungen, die in
den Nationalarchiven in Prag und Bratislava archiviert werden, noch keine pra-
ziseren Aussagen machen. Im Urteil der beteiligten Archivare war deshalb die
Teilung der Verwaltungsarchive ein viel langwierigerer Prozess als die Teilung
der «historischen» Archive.
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3 Die Archivteilungen im Rahmen von subnationalen Sezessionen
3.1 Der Kanton Jura und die Auseinandersetzung um die Archive

3.1.1 Die Rechtsgrundlagen

Das Verhéltnis zwischen den jurassischen Bezirken und der Berner Kantonsre-
gierung war seit dem 19. Jahrhundert angespannt. Die Jurafrage und eine eige-
ne Kantonsgriindung wurden jedoch erst ab den 1950er Jahren 6ffentlich dis-
kutiert. Erst die Resultate der Abstimmung in sieben jurassischen Amtsbhezir-
ken am 23. Juni 1974 gaben den entscheidenden Impuls fir die Schaffung des
Kantons Jura. Dagegen entschieden sich die drei siidjurassischen Amtshezirke —
Moutier, Courtelary und La Neuveville - in der Abstimmung vom 16. Mérz 1975
fiir den Verbleib beim Kanton Bern. In der eidgendssischen Volksabstimmung
vom 24. September 1978 stimmten Volk und Stdnde mit 82 Prozent Ja-Anteil der
Grundung des Kantons Jura zu. Der Kanton Jura entstand aus den drei nordju-
rassischen Bezirken (Pruntrut, Delsberg, Freiberge) und erlangte am 1. Januar
1979 als 26. Teilstaat der Schweizerischen Eidgenossenschaft seine Souverani-
tat.”

Mit der Staatengriindung waren unweigerlich die Vermdégens- und Gu-
terteilung und damit auch die Aufteilung der Archive verbunden. Beide Partei-
en entschieden sich fir bilaterale Verhandlungen unter der Aufsicht der Eid-
genossenschaft. Zu den vertraglich vereinbarten volkerrechtlichen Prinzipien
im Rahmen einer subnationalen Staatensukzession galten auch das Gebot der
Bundestreue, der bundesstaatlichen Verhaltensnormen und die allgemeinen
Rechtsgrundsétze von Treu, Glauben und Billigkeit.”’

Bei der Vorbereitung der Vermogensteilung war die bernische Verwal-
tung mit zwei Problemen konfrontiert: die Teilung des direkten Vermdogens wie
Grundstiicke, Immobilien, Beteiligungen, Kulturgiiter und des indirekten Ver-
mogens und der Schulden, was bedeutete, dass die Weiternutzung der berni-
schen Institutionen zu gleichen Bedingungen wie vor der Trennung erfolgen

26  Eine Auswahl aus den zahlreichen Publikationen zur Griindung des Kantons Jura
Moser, Jurakonflikt; Hauser, L'aventure du Jura; Pichard, La question jurassienne .

27  Kohlij, Die vermdégensrechtliche Auseinandersetzung, S. 21-22. Zu volkerrechtlichen
Grundsdtzen und allgemeinen Rechtsgrundsétzen, ebd., S. 55-60, 67-72.
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sollte, da diese auch mit den Steuergeldern der Jurassier finanziert worden wa-

ren.”®

3.1.2 Die Teilung der Archive

Bereits im Mai 1983 war klar geworden, dass die Archivfrage wegen «der be-
sonderen politischen und emotionalen Belastungen» aus der Vermdgensteilung
ausgeklammert werden sollte. Die Beauftragten Urs Kohli und Jacques Saucy
vermuteten, dass «das erhebliche Risiko der Verzégerung des vermdogensrechtli-
chen Abkommens» bestehe. Deshalb schlugen sie vor, die Differenzen zuerst auf
einer bilateralen politischen Ebene zu bereinigen.”” Zu dieser provisorischen
Massnahme gehorte eine Vereinbarung, dass die Teilung der Archive und der
Kulturgiiter von der Vermoégensteilung getrennt verhandelt werden sollte. Im
Konfliktfall sollte das Bundesgericht entscheiden.

Der eigentliche Streitpunkt war die Auffassung «der nordjurassischen
Ideologen, die den Kanton Jura als eigentlichen Rechtsnachfolger des ehema-
ligen Firstbistums Basel betrachten». Der Kanton Bern konnte aber diesen
Rechtsanspruch des Kantons Jura aus geographischen, historischen und recht-
lichen Griinden nicht akzeptieren. Das Gebiet des ehemaligen Furstbistums
erstreckte sich tber die «Nachfolgestaaten» Jura, Bern (Laufental) und Basel-
Landschaft (Birseck), und mit der Abtrennung der drei nordjurassischen Amts-
bezirke hatte der Staat Bern nicht aufgehort zu existieren. Andererseits wére
die Teilung der Archivbestinde «eine kulturgeschichtliche Siinde, da das Archiv
des ehemaligen Furstbistums Basel als einziges noch intaktes Archiv eines geist-
lichen Furstbistums fiir die Forschung und Kultur Europas eine liberragende
Bedeutung besitzt». Die Experten des Bundes bezeichneten das Archiv des ehe-
maligen Furstbistums Basel in ihrem Gutachten als «un ensemble de documents
de haute valeur historique pour la science et la culture».” Die Verhandlungspar-
teien einigten sich schliesslich darauf, eine unabhéangige privatrechtliche Stif-
tung fiir das Archiv des ehemaligen Fiirstbistums Basel zu griinden.

28  StABern, Sign. A 3.4.300: Die Teilung des Kantons Basel und spezielle Probleme bei
Sﬁiatensukzession. Bedeutung fiir die Auseinandersetzung Bern - Jura von Marc A.
Christen.

29 StABern, A 3.4: Dialog Kohli/Saucy. Zitat aus dem Bericht an die Delegation fiir juras-
sische Angelegenheiten des bernischen Regierungsrates zum Stand der vermogens-
rechtlichen Auseinandersetzung zwischen den Kantonen Bern und Jura (Mai 1983).

30 Zitate in StABern, Sign. A 3.4.1-16: Handakten Dr. U. Kohli. Bericht an den Présiden-
ten der ]ura-Deleéatlon betreffend Archivfragen in Bezug auf das Staatsarchiv des
Kantons Bern und das Archiv des ehemaligen Fiirstbistums Basel in Pruntrut vom
13. Juli 1983.
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Das Abkommen tuber die Teilung der Kulturgiiter zwischen dem Kanton
Bern und Kanton Jura kam am 19. April 1984 zustande und hielt die verein-
barten Grundsatze fest, auf die sich beide Kantone verstandigt hatten.” Diese
betrafen das Archiv des ehemaligen Fiirstbistums Basel und das Staatsarchiv
des Kantons Bern: 1. Die Wahrung der Integritdt der Bestande der Verwaltungs-
archive, um die organische Einheit der von den Behorden angelegten Archive
zu erhalten, 2. Das Konzept des gemeinsamen Erbes (patrimoine commun) ist
nur anwendbar bei Archiven, wenn ein Teil des Archivguts das Erbe von zwei
Staaten ist, aber nicht aufgeteilt werden kann, ohne dass sein rechtlicher, ad-
ministrativer und historischer Wert zerstort wird, 3. Das Pertinenzprinzip ge-
wahrleistet die administrative Kontinuitit, was praktisch bedeutet, dass sich
die Kantone Bern und Jura gegenseitig die Registraturen und Dossiers aus dem
Zwischenarchiv aushandigen, die von Verwaltungen gebildet wurden, um aus-
schliesslich offene Geschéfte einer bestimmten regionalen Einheit zu erledigen.
4. Die Zustandigkeit der kantonalen Archivare, um die unbefristeten Beschliisse
umzusetzen.

3.1.3 Das Archiv des ehemaligen Firstbistums Basel

Das Ziel der privatrechtlichen Stiftung unter dem Namen Fondation des Ar-
chives de ’ancien Evéché de Bale (AAEB) ist die Erhaltung und Konservierung
der Archivbestinde, die Ergdnzung und Verbesserung der Findmittel, die For-
derung der Forschung und die Zugéinglichkeit der historischen Bestdnde fiir das
Publikum. Beide Kantone traten unwiderruflich alle ihre Rechte aus der Ver-
waltung des ehemaligen Furstbistums Basel ab, die sich bis zum 21. Dezember
1815 in ihrem Besitz befunden hatte. Die Stiftung erhielt ihren Sitz in Pruntrut
und wird seitdem durch den Stiftungsrat mit sechs Mitgliedern geleitet. Dem
Stiftungsrat gehdren von Amtes wegen der Leiter des Office du patrimoine his-
torique und der Direktor des Staatsarchivs des Kantons Bern an, die jahrlich
abwechselnd den Vorsitz fiihren.”” Das Personal bekam den gleichen Status wie
die Angestellten der jurassischen Staatsverwaltung. Beide Kantone betrachte-
ten das Staatsarchiv des Kantons Bern als gemeinsames Erbe, welches das un-

31 StABern, Sign. Jura: Convention relative au partage des biens culturels ist eines der
26 Abkommen, aus denen das unterzeichneten Konkordat zwischen den Kantonen
Jura und Bern besteht.

32 StABern, Sign. Jura, Convention relative au partage des biens culturels vom 19. April
1984 hat zwei Anhénge. Im ersten Anhang sind die «principes généraux» fiir das Ar-
chiv des ehemaligen Fiirsthistums Basel und im zwelten Anhang diejenigen fiir das
Staatsarchiv des Kantons Bern definiert.
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verdusserliche Eigentum des Kantons Bern unter Berticksichtigung der spezifi-
schen Interessen des Kantons Jura ist.

Mit einem medienwirksamen Festakt anlésslich der Unterzeichnung der
Stiftungsurkunde am 20. Juni 1985 und den Festreden des Chef de ’Office du pa-
trimoine historique Prof. Bernhard Prongué und des Berner Staatsarchivars Dr.
Karl F. Walchli wurde der Schlusspunkt unter die Verhandlungen um das Archiv
des ehemaligen Fiirstbistums Basel gesetzt. Prof. Prongué hob drei Grundséatze
der gemeinsamen Stiftung hervor, die zum Erfolg gefiihrt hatten: «le respect de
Iintégrité des fonds, le concept de patrimoine commun et le principe de perti-
nence fonctionnelle».*

3.1.4 Der Zugang zum Staatsarchiv des Kantons Bern

Im Anhang 2 zum Abkommen vom 19. April 1984** wird der Zugang zum ge-
meinsamen im Staatsarchiv Bern aufbewahrten Archivgut zwischen den Kanto-
nen Bern und Jura fir den Zeitraum vom 21. Dezember 1815 bis 31. Dezember
1978 geregelt. Das Staatsarchiv des Kantons Bern ist ein unverdusserliches Ei-
gentum des Kantons Bern. Der Kanton Bern ist zustandig fiir dessen Erhaltung,
Verwaltung und Finanzierung. Zudem garantiert der Kanton Bern dem Kanton
Jura in diesem Zeitraum besondere Rechte wie die Besichtigung und Konsul-
tierung der Archivstinde durch den Leiter des Office du patrimoine historique
in Begleitung des Berner Staatsarchivars sowie die Konsultierung der Archiv-
bestande durch die Mitarbeitende des entsprechenden jurassischen Amtes. Die
weiteren Sonderrechte des Leiters des Office du patrimoine historique waren
die vorgdngige Zustimmung zu jeder Verdusserung und Vernichtung von
Schriftgut im genannten Zeitraum, die Moglichkeit der Vergabe von Forschungs-
auftrdgen unter denselben Bedingungen wie die der Berner Behdrden, das
Recht auf die Ausleihe von Akten zu Forschungszwecken durch das Office du
patrimoine historique, Zugang zu Einwohnerverzeichnissen und Einsicht in die
Akten fiir die Einwohner des Kantons Jura unter denselben Bedingungen wie
fur die Einwohner des Kantons Bern. Diese Sonderrechte beruhten auf gegen-
seitiger Reziprozitdt, indem der Kanton Jura dem Kanton Bern dieselben Son-

33 Die Texte der Festreden «La fondation des AAEB dans le contexte archivistique ju-
rassien et bernois» von B. Prongué und «Das Archiv und seine Geschichte» von K.
Walchli wurden B. Marani freundlicherweise aus den persoénlichen Unterlagen vom
ehemaligen stellvertretenden Staatsarchivar Nicolas Barras zur Ansicht zur Verfii-
gung gestellt.

34 StABern, Sign. Jura.

Informationswissenschaft: Theorie, Methode und Praxis, Bd. 8 (2024) — 10.18755/iw.2024.5
Dieser Artikel ist lizenziert unter einer Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz


https://doi.org/10.18755/iw.2024.5

54 Die Aufteilung der Archive bei Staatensukzession oder Gebietsverschiebung

derrechte im genannten Zeitraum fiir die Archives de la République et Canton
du Jura garantiert.

Im Weiteren regelte man den Austausch von Findmitteln zum gemeinsa-
men Archivgut, die Aushdndigung von amtlichen Druckschriften gemaéss einer
von den Archivaren beider Kantone erstellten Liste, Erstellung von Mikrofilmen
und Kopien nach einem gemeinsam festgelegten Plan inklusive Finanzierung
und einer gemeinsam vereinbarten Praxis und Schenkung von Duplikaten von
Biichern und anderen Publikationen. Das Staatsarchiv des Kantons Bern ver-
pflichtete sich, den Archives de la République et Canton du Jura nach dem Per-
tinenzprinzip und nach den praktischen Moglichkeiten des Archivplanes insbe-
sondere die Bezirks- und Verwaltungsarchive (archives de districts et archives
administratives) sowie Archive, die ausschliesslich den Kanton Jura betreffen,
zu Ubergeben. Das Staatsarchiv des Kantons Jura verpflichtete sich, den Archiv-
plan und die Signaturen der fritheren bernischen Bestdnde zu ibernehmen. Zu-
letzt verpflichtet sich das Berner Staatsarchiv, Kopien unter folgenden Bedin-
gungen zuzustellen: kostenlos fiir einzelne Stiicke, zum Selbstkostenpreis fiir
Dossiers und zum Preis der Kopien fiir die Mikrofilme. Bei Konflikten wird der
Direktor des Schweizerischen Bundesarchivs als Schiedsinstanz berufen.

3.2 Der Ubertritt des Laufentals zum Kanton Basel-Landschaft und die
Archive

3.2.1 Die Rechtsgrundlagen

Der Laufentalvertrag vom 10. Februar 1983 regelt die Bestimmungen der Auf-
nahme des bernischen Amtsbezirks Laufen mit seinen Gemeinden in den Kan-
ton Basel-Landschaft. Erst im Zuge der Berner Finanzaffare 1985 entschieden
sich die Stimmberechtigen des Laufentals in der zweiten Laufentalabstimmung
am 12. November 1989 fiir einen Anschluss an den Kanton Basel-Landschaft.”
Die rechtlichen Voraussetzungen fiir einen Ubertritt des Bezirks Laufental auf
den 1. Januar 1994 zum Kanton Basel-Landschaft waren damit geschaffen.
Beim Ubertritt des Laufentals zum Kanton Basel-Landschaft handelte es
sich um eine Zession innerhalb eines Bundesstaates. Der Laufentalvertrag ist
ein interkantonales Konkordat,36 der die Verdnderungen des Gebietes bezie-

35 Zum Selbstbestimmungsverfahren des Laufentals Cueni, Lehrbldtz Laufental; Buser,
Beschliisse.

36 Buser, Beschliisse, S. 137-164. Zession (Abtretung) bedeutet Nachfolge ohne Bildung
eines Staates oder Verschwindens eines Staates.
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hungsweise der Gebietsgrenzen regelte. Der Laufentalvertrag enthélt selbst kei-
ne Bestimmung tiber die Vermogensteilung zwischen den Kantonen. In Paragraf
22 Absatz 1 ist nur die allgemeine Bestimmung iiber den Anspruch des Kantons
Basel-Landschaft auf Vermogensrechte im Bezirk Laufen erwahnt.”’ Im Verfah-
rensabkommen zwischen den Kantonen Bern und Basel-Landschaft vom 19. Fe-
bruar 1992 wurden die Organisation, Durchfiihrung und die Grundséatze der
Teilung der Aktiven, Passiven und Schulden geregelt und das Teilungskriteri-
um - Wohnbevdlkerung, Steuerkraft, Gebietsgrosse - flir jedes Vermdgenspaket
separat festgelegt.*® Als Stichtag fiir die Bewertung des Vermogens galt der 31.
Dezember desjenigen Jahres, das dem Souverénitétsiibergang des Laufentals in
den Kanton Basel-Landschaft vorausging.

3.2.2 Die Teilung der Archive

Fir die Vorbereitung der Vereinbarung im Bereich Archivwesen wurden den
Unterhéndlern die Staatsarchivare des Kantons Bern und des Kantons Basel-
Landschaft, Dr. Karl F. Walchli und Dr. Matthias Manz, als Sachspezialisten zu-
gewiesen, um den Ubertritt «moglichst reibungslos und harmonisch» zu gestal-
ten.”

Die «Vereinbarung iiber das Archivwesen»"’ zwischen den Kantonen Ba-
sel-Landschaft und Bern vom 19./20. Oktober 1993 regelte den administrativen
Ubergang in vier Bereichen: Eigentumsverhéltnisse, Zugang zu den Archiven,
welche die Geschichte des Laufentals betreffen, Vernichtung von Schriftgut,
Auskunftserteilung und Dokumentenbeschaffung. Die Bezirksarchive, die aus-
schliesslich den Amtsbezirk Laufen betreffen, gingen an den Kanton Basel-
Landschaft iiber. Die Archive der bernischen Zentralverwaltung blieben im
Staatsarchiv Bern in dessen Eigentum, aber die Kirchenbiicher der Kirchge-
meinden im Amtsbezirk Laufen gingen ausdricklich in das Eigentum des Kan-
tons Basel-Landschaft iiber. Zweitens gewédhrte der Kanton Bern den Einwoh-
nern des Kantons Basel-Landschaft Zugang zu ihren Archiven zu den gleichen
Bedingungen wie den Einwohnern des Kantons Bern. Die Behérden des Kan-
tons Basel-Landschaft erhielten die gleiche Unterstiitzung bei historischen
Nachforschungen zur Geschichte des Laufentals von 1815 bis 1993 wie die Ber-

37 Buser, Beschliisse, S. 257-263.

38 StABern, Sign. A 3.3.730.

39 StABern, Sign. A 3.3.730: Weisungen des bernischen Regierungsrates iber die Orga-
nisation ynd Durchfiithrung der Verhandlungen mit dem Kanton Baselland betref-
fend des Ubertritts des Amtsbezirks Laufen vom 08.04.1992.

40 StABern, Sign. A 3.3.730.
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ner Behdrden, konnen Akten zum Zweck wissenschaftlicher Forschung auslei-
hen und geben sich gegenseitig die notwendigen Auskinfte. Die gleichen Bedin-
gungen gewdahrte der Kanton Basel-Landschaft dem Kanton Bern. Bei der Kas-
sation von Schriftgut, die das Laufental betreffen und als nicht archivierungs-
wiurdig beurteilt werden, gewéhrt das Berner Staatsarchiv dem Staatsarchiv des
Kantons Basel-Landschaft eine Frist von sechs Monaten, um diese fiir sich zu be-
anspruchen. Gemadss Mitteilung von Dr. Manz wurde diese Bestimmung in der
Praxis jedoch nicht umgesetzt."" Es waren nur zwei Treffen nétig, um die Be-
stimmungen der Archivvereinbarung zu regeln. Der Abschluss der Verhandlun-
gen und der definitive Schlusspunkt hinter der Vermdégensteilung bildete der
Bericht iiber die Vermdgensausscheidung vom 9. Mai 1995.%

3.3 Fazit

Der Grundsatz des Territorialprinzips bei der subnationalen Staatensukzession,
dass der Vorgangerstaat dem Nachfolgestaat Archive tberldsst, die sich auf
sein Territorium beziehen,® ist beim Staatsarchiv des Kantons Bern nicht an-
wendbar. In beiden schweizerischen Féllen war das Territorialprinzip durch die
Grundsétze der funktionellen Pertinenz** und der Einheit der Archive erheb-
lich eingeschriankt. Dieser Anspruch fiihrte im Falle des Archivs des ehemali-
gen Furstbistums Basel zu einer Auseinandersetzung, da das Archivabkommen
getrennt vom Konkordat zwischen den Kantonen Bern und Jura abgeschlossen
wurde. In der Ubereinkunft tiber die Griindung der gemeinsamen Stiftung ver-
zichteten die Kantone Bern und Jura auf ihre Anspriiche, um die Einheit und
den historischen Wert des Archivs des Fiirstbistums Basel zu bewahren. Das
Staatsarchiv des Kantons Bern wurde als gemeinsames Kulturgut der Kantone
Bern und Jura betrachtet. Die praktischen Erfahrungen aus der Regelung der
Archivfrage mit dem Kanton Jura fiihrten dazu, dass die Ubergabe der Archive

41 Eine gangige Wendung war «Akten und Dossiers des Kantons Bern, die hdngige Ver-
fahren betreffen, gehen in das Eigentum des Kantons Baselland tiber». Weitere Bei-
spiele im Anhang 8.3.

42 StABern, Sign. A 3.4.299: Korrespondenz zu 1. und 2. «Aktennotiz»; StABern, Sign. A
3.3.730: Der Laufentalbericht.

43 Die Archive sollen beim Vorgéngerstaat bleiben, wenn sie als Ganzes den Vorgéin-
gerstaat oder seine Teile betreffen.

44  Die funktionelle Pertinenz bedeutet, dass Dokumente fiir die normale Verwaltungs-
tatigkeit im Nachfolgebiet iibergeben wurden. Dies betrifft vor allem Bezirksarchi-
ve, Archives courantes und Archive, die ausschliesslich einen Bezug zum Kanton Ju-
ra oder zum Laufental haben. Vgl. Kohli, Die vermégensrechtliche Auseinanderset-
zung, S. 93-94.
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und die Integration des Bezirks Laufentals in den Kanton Basel-Landschaft «oh-
ne schwerwiegende Rechtsprobleme» verlaufen ist.*

4 Schlussfolgerung

Die optimale Losung ware es, Archivteilungen bei einer Staatensukzession zu
vermeiden. Es besteht jedoch das Recht der Nachfolgestaaten auf die Informa-
tionen Uber die eigene Identitdt und das Recht auf das Kulturerbe, dessen inte-
graler Bestandteil die Archive sind. Die Sicherung der Rechtsstaatlichkeit und
-ordnung gehoren zu den wesentlichen Instrumenten eines funktionierenden
Rechtstaates. Die Archive als Gedachtnisinstitutionen tragen dazu bei, indem sie
schriftliche Aufzeichnungen - Zeugnisse — aufbewahren und die Nachvollzieh-
barkeit der Geschéfte gewéhrleisten. Es ist wichtig, bei einer Staatensukzession
die Grundsétze fiir die Teilung des Archiv- und Schriftguts in einem Archivab-
kommen festzulegen. Die vereinbarten Grundsitze miissen von den Nachfolge-
staaten verbindlich umgesetzt werden. Die gemeinsamen Merkmale eines Ar-
chivabkommens sind die Abgrenzung der betroffenen Bestédnde, der Zeitraum,
der Stichtag der Teilung und der Zeitplan der Ubergabe. Bei der Durchfiih-
rung werden die Protokolle mit einer detaillierten Aufzédhlung der Archivbe-
stdnde, Findmittel und Druckschriften tibergeben. Das Provenienzprinzip wird
bei der Teilung der Endarchive, das Territorialprinzip bei den Verwaltungsar-
chiven und das Pertinenzprinzip bei Registraturen angewendet. Die Ressortab-
kommen und Verwaltungsvereinbarungen bilden wichtige Bausteine im Pro-
zess der Rechtsstaatlichkeit und regeln spezifische Bestimmungen der Uberga-
be der Registraturen und Zwischenarchive entsprechend den spezifischen An-
forderungen fiir die Sachverhalte einzelner Behérden.

Die drei Fallbeispiele sind ein Beitrag zur Good Governance-Praxis bei ei-
ner Staatensukzession, um die Interessen der Allgemeinheit und der Forschung
zu gewahrleisten. Die digitalen Entwicklungen geben 30 Jahre spater ganz an-
dere Mdglichkeiten, um den Zugang zum Archiv-, Schrift- und Kulturgut zu er-
leichtern.

Auch in Zukunft werden Verhandlungen iiber die Teilung der Archive als
Folge eines bewaffneten Konflikts oder der Abspaltung eines Gebietes zwischen
dem Vorganger- und Nachfolgestaat geflihrt. Fiir eine gute Zusammenarbeit im
Bereich der Archive zwischen den Nachfolgestaaten wird es in Zukunft Bestim-

45  Zitat nach Richli, Aufnahme, S. 7.
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mungen Uber die Nutzung, den elektronischen Zugang und die Definierung der
Benutzergruppen brauchen, die ein fester Bestandteil eines Archivabkommens
sein missen. Gerade die Digitalisierung der Archivbestdnde hat das Potenzial
die Archivteilungen beziiglich Anzahl der Archivbestdnde oder der beteiligten
Archive bei der Riickgabe zu reduzieren. Sie kann auch dazu fithren, dass die
Archive als Einheit im Sitz des Vorgingerstaates verbleiben. Diese Archive wer-
den als gemeinsames Eigentum von den Nachfolgestaaten verwaltet. Auch bei
den Verwaltungsarchiven bietet das E-Government neue Moglichkeiten, um den
Birgern des Nachfolgestaats einen elektronischen Zugang auf personenbezo-
gene Daten beim Vorgingerstaat zu ermdoglichen. Mit dem Open-Digital-Rights-
Language-Informationsmodell konnen Erlaubnis-, Verbots- und Verpflichtungs-
erklarungen fir Benutzergruppen definiert werden, mit denen Vorgaben der
Datenschutzgesetze und verbindliche Richtlinien abgedeckt werden. In Zukunft
werden die Archivabkommen und Vereinbarungen auf Ebene der Ressorts und
Behorden bei einer Staatensukzession zusatzlich neue Bestimmungen zur elek-
tronischen Identifizierung der Nutzer und Ressourcen beinhalten.

Bibliographie

Bala, Julius: Archivni rozluka mezi ACR a ASR (1993-1996), in: Ro¢enka 2005. Vojensky
historicky ustav 15, 2006, S. 86-105.

Buser, Heinz; Cueni, Andreas; Hagmann, Daniel; Vitt, Roman: Beschliisse, Bilanzen, Bilder.
Dokumente zum Kantonswechsel des Laufentals 1970-2003, Liestal 2004 (Recht und
Politik im Kanton Basel-Landschaft 22).

Cueni, Andreas; Auer, Felix (Hg.): Lehrblitz Laufental. Vom schwierigen Weg zur direkten
Demokratie, Ziirich 1993.

Dorr, Oliver: Die Inkorporation als Tatbestand der Staatensukzession, Berlin 1995
(Schriften zum Voélkerrecht 120).

Fitschen, Thomas: «Archive» im modernen Volkervertragsrecht. Ein problematischer
Rechts-Begriff, in: Archivar 58, 2005, S. 255-260.

Frolik, Jan: Rozdéleni fondd Archivu Federalniho ministerstva vnitra, in: Archivni ¢asopis
1, 1994, S. 1-21.

Hammer, Andreas: Staatenfolge und Staatennachfolge. Theorie und Praxis der Nachfolge
in 6ffentlichen Schulden, Baden-Baden 2006 (Volkerrecht und Aussenpolitik 72).

Informationswissenschaft: Theorie, Methode und Praxis, Bd. 8 (2024) — 10.18755/iw.2024.5
Dieser Artikel ist lizenziert unter einer Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz


https://doi.org/10.18755/iw.2024.5

Die Aufteilung der Archive bei Staatensukzession oder Gebietsverschiebung 59

Hauser; Claude: L'aventure du Jura. Cultures politiques et identité régionale au XXe siecle,
Lausanne 2004.

Hertig, Maya: Die Auflosung der Tschechoslowakei. Analyse einer friedlichen
Staatsteilung, Basel 2001 (Publications de l'Institut du Fédéralisme Fribourg Suisse
Etudes et colloques 36).

Hoskové, Mahulena: Die Selbstauflosung der CSFR. Ausgewdhlte rechtliche Aspekte, in:
Zeitschrift fiir ausldndisches offentliches Recht und Volkerrecht 53, 1993, S. 689-735.

Kohli, Urs: Die vermogensrechtliche Auseinandersetzung zwischen den Kantonen Bern
und Jura. Eine Studie tiber die Anwendung volkerrechtlicher Grundsétze im Fall einer
Staatennachfolge innerhalb der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Bern 1986.

Linhartova, Lenka: Cesko-slovenska archivni a spisova rozluka v souvislosti s rozpadem
Ceské a Slovenské federativni republiky, in: Navratil, Ivo (Hg.): Karel Kazbunda,
kulturni dédictvi a mezindrodni pravo. Referdty z védecké konference konané ve
dnech 19. a 20. dubna 2013 v Ji¢iné, Semily 2013, S. 400-406 (Z Ceského raje a
Podkrkonosi Supplementum 16).

Mikulka, Vaclav: The Dissolution of Czechoslowakia and Succession in Respect of Treaties,
in: Mrak, Mojmir (Hg.): Succession of States, Hague 1999, S. 109-125 (Developments in
International Law 33).

Moser, Christian: Der Jurakonflikt. Eine offene Wunde der Schweizer Geschichte, Basel
2020.

Pichard, Alain: La question jurassienne. Avant et apres la naissance du 23e Canton suisse,
Lausanne 2004 (Collection Le savoir suisse Politique 16).

Poeggel, Walter; Meissner, Rudolf: Staatennachfolge im Volkerrecht, Berlin 1986.

Richli, Paul: Aufnahme des Laufentals in den Kanton Basel-Landschaft. Der Beitrag der
Rechtspflegekommission und ihres Prasidenten, Liestal 2003 (Recht und Politik im
Kanton Basel-Landschaft 21).

Schloh, B.: Dismemberment, in: Bernhardt, Rudolf (Hg.: Encyclopedia of Public
International Law. Instalment 10: States, Responsibility of States, International Law
and Municipal Law, Amsterdam 1987, S. 124-126.

Schweisfurth, Theodor: Das Recht der Staatensukzession. Die Staatenpraxis der Nachfolge
in volkerrechtliche Vertrdge, Staatsvermogen, Staatsschulden und Archive in den
Teilungsféllen Sowjetunion, Tschechoslowakei und Jugoslawien, in: Fastenrath,
Ulrich; Schweisfurth, Theodor; Ebenroth, Carsten-Thomas (Hg.): Das Recht der
Staatensukzession, Heidelberg 1996, S. 49-234 (Berichte der Deutschen Gesellschaft
fiir Volkerrecht 35).

Informationswissenschaft: Theorie, Methode und Praxis, Bd. 8 (2024) — 10.18755/iw.2024.5
Dieser Artikel ist lizenziert unter einer Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz


https://doi.org/10.18755/iw.2024.5

60 Die Aufteilung der Archive bei Staatensukzession oder Gebietsverschiebung

Silagi, Michael: Staatsuntergang und Staatennachfolge mit besonderer Beriicksichtigung
des Endes der DDR, Frankfurt a.M. 1996 (Schriften zum internationalen und zum
offentlichen Recht 11).

Silagi, Michael: Staatennachfolge und Archive mit besonderer Beriicksichtigung der
archivbezogenen Regelungen der Wiener Konvention vom 8. April 1983 tber
Staatennachfolge in Vermdgen, Archive und Schulden von Staaten, in: Archivalische
Zeitschrift 85, 2003, S. 9-84.

Spiritza, Julius: Delimitdcia archivnych dokumentov slovenskej proveniencie a spisova
rozluka po zéniku Ceskej a Slovenskej Federativnej republiky, in: Slovenska
archivistika 29,1994, S. 3-37.

Informationswissenschaft: Theorie, Methode und Praxis, Bd. 8 (2024) — 10.18755/iw.2024.5
Dieser Artikel ist lizenziert unter einer Creative Commons Namensnennung 4.0 International Lizenz


https://doi.org/10.18755/iw.2024.5

	Die Aufteilung der Archive bei Staatensukzession oder Gebietsverschiebung
	1 Archive und die Staatensukzession
	1.1 Einleitung
	1.2 Ausgangslage

	2 Die Auflösung der ČSFR und die Archive
	2.1 Die Rechtsgrundlagen
	2.2 Die Teilung der Archive
	2.2.1 Das Archiv des Föderalen Ministeriums des Innern
	2.2.2 Militärhistorisches Archiv

	2.3 Fazit

	3 Die Archivteilungen im Rahmen von subnationalen Sezessionen
	3.1 Der Kanton Jura und die Auseinandersetzung um die Archive
	3.1.1 Die Rechtsgrundlagen
	3.1.2 Die Teilung der Archive
	3.1.3 Das Archiv des ehemaligen Fürstbistums Basel
	3.1.4 Der Zugang zum Staatsarchiv des Kantons Bern

	3.2 Der Übertritt des Laufentals zum Kanton Basel-Landschaft und die Archive
	3.2.1 Die Rechtsgrundlagen
	3.2.2 Die Teilung der Archive

	3.3 Fazit

	4 Schlussfolgerung
	Bibliographie

